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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 3 61 - des 
Jaküb Baumann, Zweibrücken, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 4. Deutschen 
Bundestag vom 17. September 1961 im Wahlkreis 
161 (Zweibrücken) 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 25. 
September 1961 Einspruch eingelegt und begrün- 
det. 

Er behauptet, 

er sei an der Ausübung des Wahlrechts in unzu- 
lässiger Weise gehindert worden. 

Er trägt vor, 

sein ständiger erster Wohnsitz sei Hengstbach im 
Wahlkreis 161 (Zweibrücken), sein zweiter 
Wohnsitz Zweibrücken-Bubenhausen. Da er bis 
zum 11. September 1961 keine Wahlbenachrich- 
tigung und auch keine Wahlkarte erhalten habe, 
habe er, nachdem er vom Wahlamt Zweibrücken 
an das Bürgermeisteramt Mittelbach-Hengstbach 
verwiesen worden sei, dort vorgesprochen und 
gebeten, in die dortige Wahlliste aufgenommen 
zu werden. Ihm sei zugesichert worden, seinem 
Wunsche würde entsprochen werden. 

Als er am Vormittag des Wahltages seine Stimme 
bei dem für ihn zuständigen Wahllokal habe ab- 
geben wollen, habe ihn der Vorsitzende des 
Wahlausschusses mitgeteilt, er sei nicht in der 
Wahlliste aufgeführt und könne deswegen seine 
Stimme auch nicht abgeben. 

Er beantragt, 

die Bundestagswahl für ungültig zu erklären. 

Der Kreis Wahlleiter hat zu dem Einspruch auf 
Anfrage des Ausschusses u. a. wie folgt Stellung 
genommen: 

„Der Heizer Jakob Baumann hat schon seit 15. 
September 1951 seinen ständigen Wohnsitz in 
Zweibrücken und wohnt dort mit seiner Familie 
(Ehefrau und 2 Kinder) in der Friedrich-Ebert- 
Straße 31. 

Eine Wohnung im Sinne des § 1 Abs. 4 des Landes- 
gesetzes über das Meldewesen vom 24. Juli 1958 
(GVBl. S. 129) hat Baumann seit dieser Zeit in 
der Gemeinde Hengstbach nicht mehr. Baumann 
wurde aus diesem Grunde in das Wählerver- 


zeichnis der Gemeinde Hengstbach nicht aufge- 
nommeu. Er hat auch während der Auslegungs- 
frist des Wählerverzeichnisses nicht rechtzeitig 
Einspruch dagegen erhoben. Bei seiner Vorspra- 
che bei der Gemeindeverwaltung war das Wäh- 
lerverzeichnis schon abgeschlossen und an den 
Wahlvorstand der Gemeinde Hengstbach weiter- 
geleitet worden. Baumann wurde lediglich eine 
Überprüfung der Angelegenheit zugesagt. Bei der 
vorhergehenden Wahl war er ebenfalls in das 
Wählerverzeichnis der Gemeinde Hengstbach 
nicht eingetragen, womit Baumann sich zufrieden- 
gegeben hatte. 


In das Wählerverzeichnis für die Bundestags- 
wahl 1961 hatte ihn die Gemeinde Hengstbach, 
ungeachtet dessen, daß er dort noch polizeilich 
gemeldet war, deshalb nicht eingetragen, weil 
sie Zweibrücken für den Mittelpunkt seiner Le- 
bensbeziehungen hielt. Tatsächlich verfügt Bau- 
mann in Zweibrücken über eine normale Woh- 
nung, die er mit seiner Frau und zwei Kindern 
bewohnt. Die Ehefrau und die beiden Kinder sind 
auch in Zweibrücken polizeilich gemeldet. Die 
Kinder gehen hier zur Schule. In Hengstbach 
besitzt Baumann zwar noch ein eigenes kleines 
ITaus. Dieses hat er jedoch an eine Familie mit 
vier Kindern vermietet, über einen Raum, der 
ihm als Wohnung dienen könnte, verfügt er in 
Hengstbach nicht. Wie uns von der Bürgermei- 
sterei Mittelbach auf besonderes Befragen ange- 
geben wurde, ist auch nicht bekanntgeworden, 
daß er dort jemals übernachtet hätte oder über- 
nachten würde. Vielmehr begibt er sich, wenn er 
nach Hengstbach kommt, jeweils am gleichen Ta- 
ge wieder nach Zweibrücken zurück. Unter Hin- 
weis auf diese Verhältnisse war er seitens der 
Gemeinde auch bereits bei der vorausgegangenen 
Kommunalwahl 1960 nach Zweibrücken verwie- 
sen worden, ohne daß er dagegen protestiert hät- 
te. Bezeichnenderweise ist Baumann auch bei der 
im Jahre 1961 durchgeführten Volkszählung in 
Hengstbach in keiner Weise erfaßt worden. Die 
Lohnsteuerkarten wurden ihm für 1960 und 1961 
von der Stadt Zweibrücken ausgestellt." 

ln einer weiteren Stellungnahme auf Anfrage des 
Ausschusses hat der Kreiswahlleiter mitgeteilt, 
bei der Bürgermeisterei Mittelbach sei dem Ein- 
spruchsführer nicht zugesichert worden, daß sei- 
ner Wahlteilnahme in Hengstbach nach Erledi- 
gung seines Antrages nichts mehr im Wege stün- 
de. Ihm sei lediglich zugesagt worden, daß sein 
Vorbringen noch überprüft werde. Im übrigen sei 
dem Einspruchsführer noch vom Gemeindediener 
gesprächsweise eröffnet worden, nach Auffassung 
der Gemeindeverwaltung müsse er sein Wahl- 
recht an seinem eigentlichen Wohnsitz, also in 
Zweibrücken, ausüben. Die Übermittlung eines 
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weiteren Bescheides sei daraufhin von der Ge- 
meindeverwaltung nicht mehr für erforderlich ge- 
halten worden. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat bei der Vorprü- 
fung des Wahleinspruchs dem Einspruchsführer 
und den gemäß § 6 des Wahlprüfungsgesetzes 
am Verfahren von Amts wegen Beteiligten nahe- 
gelegt, auf die Anberaumung einer öffentlichen 
mündlichen Verhandlung zu verzichten. Dieser 
Verzicht wurde von allen Beteiligten erklärt. 


Entscheidiingsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und vom Einspruchs- 
führer innerhalb der Einspruchsfrist begründet 
worden. 

Der Einspruch ist zwar zulässig, aber nicht begrün- 
det. 

In dem Schreiben des Einspruchsführers heißt es, er 
erhebe wegen des von ihm vorgetragenen Sachver- 
halts Einspruch gegen die Wahl zum 4. Deutschen 
Bundestag. Aus der von ihm vorgetragenen Begrün- 
dung geht jedoch hervor, daß sein Einspruch auf die 
Wahl des Wahlkreises, in dem er seine Stimme ab- 
geben wollte, beschränkt sein soll. 

Obwohl feststeht, daß der Einspruchsführer seine 
Stimme nicht abgeben konnte, ist der Einspruch 
nicht begründet. Nach der Bundeswahlordnung 
hat die Eintragung in das Wählerverzeichnis am Ort 
der Hauptwohnung — erster Wohnsitz — zu erfol- 
gen. Der Wohnsitz wird erst aufgehoben, wenn dies 
der Wahlberechtigte nach § 7 Abs. 3 BGB bekundet. 
Um Falscheintragungen oder unvollständige Eintra- 
gungen zu vermeiden, wird das Wählerverzeichnis 
vor der Wahl öffentlich ausgeiegt und gleichzeitig 
darauf hingewiesen, daß innerhalb der Auslegungs- 
frist Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einge- 
legt werden kann. Um den Zweck der Auslegung, 
die Kontrolle durch jedermann, zu erreichen, ist ein 
Nachtrag von Wahlberechtigten nach der Ausie- 
gungsfrist nur noch auf rechtzeitigen Einspruch hin 
zulässig. Ist dagegen ein Einspruch nach Ablauf der 
Einspruchsfrist geltend gemacht worden, so ist er 
unzulässig. Auch ein Nachtrag von Amts wegen 


durch die zuständige Wahlbehörde ist dann nicht 
mehr möglich. 

Ein Wahlberechtigter, der nicht in das Wählerver- 
zeichnis eingetragen ist, erhält aber auf Antrag ei- 
nen Wahlschein, wenn er nachweist, daß er ohne 
sein Verschulden die Einspruchsfrist versäumt hat. 
Der Wahlschein kann in diesem Falle bis zum Wahl- 
tag um 12.00 Uhr beantragt werden. 

In diesem Falle dient der Wahlschein dazu, einem 
Wahlberechtigten die Teilnahme an der Wahl zu 
ermöglichen, und ist daher in allen Fällen, in denen 
das Wählerverzeichnis offensichtlich unvollständig 
ist, zu erteilen. 

Auf Grund dieser gesetzlichen Bestimmung ist zwar 
nicht auszuschließen, daß die örtlich zuständigen 
Wahlbehörden ein Mitverschulden trifft, daß der 
Einspruchsführer an der Bundestagswahl nicht teil- 
nehmen konnte. 

Zunächst hat jedoch jeder Wahlberechtigte selbst 
dafür zu sorgen, daß er von dem ihm zustehenden 
Wahlrecht Gebrauch machen kann. Den Einspruchs- 
führer trifft daher ebenfalls ein Mitverschulden, 
wenn er auf Grund der Tatsache, daß er bereits bei 
der Kommunalwahl 1960 nach Zweibrücken verwie- 
sen worden war, es unterlassen hat, sich rechtzeitig 
entweder umzumelden oder nachzuprüfen, ob er am 
Ort seines ersten Wohnsitzes in das Wählerver- 
zeichnis eingetragen war. 

Es kann jedoch dahingestellt bleiben, wen das 
Hauptverschulden trifft. Das Wahlprüfungsverfah- 
ren ist ausschließlich dazu bestimmt, die richtige Zu- 
sammensetzung des Bundestages zu gewährleisten. 
Der hier mögliche Wahlfehler hat jedoch auf die 
Mandatsverteilung im Bundestag keinen Einfluß. 

Der Einspruch war daher zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) das Rechtsmittel der 
Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht bin- 
nen einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses 
unter den in § 48 des Bundesverfassungsgerichts- 
gesetzes angegebenen Voraussetzungen möglich. 
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